Fall 4b –Schöne Aussichten

Emil (E) hat ein schönes Haus mit einem noch schöneren Blick ins Tal. Nun möchte der Siegfried (S) ein Haus bauen, das den schönen Blick ins Tal verstellen wird. E möchte das unterbunden sehen. Rechtslage?

Fall 4c – Social burnpoint

Edelbert (E) hat seine Eigentumswohnung an den Mieter Mike (M) vermietet. Dieser randaliert des Nachts im Haus und lässt seine Stereoanlage in voller Lautstärke spielen. Dadurch fühlen sich E’s Miteigentümer stark gestört und wollen, dass er Maßnahmen gegen M einleite. Rechtslage?

Fall 4d – Böse Bauten

Engelbert (E) ist Eigentümer eines Grundstücks, auf dem er ein Wohnhaus mit vier Wohnungen baut. Er erkennt schon vor Baubeginn, dass das Haus einen Meter auf ein Nachbargrundstück ragen wird, das zur Zeit nicht genutzt wird, meint aber, das werde sich schon irgendwie regeln lassen.

Kaum ist das Haus fertig und von diversen Mietsparteien bezogen, entdeckt Nachbar Norbert (N) die Missetat des E und verlangt, das Haus so umzubauen, dass sein Grundstück nicht mehr berührt werde. E weigert sich mit dem sachlich zutreffenden Verweis darauf, dies sei extrem teuer. 

Fall 5a – Die Revolution entlässt ihre Kinder 

Paul (P) ist Metallarbeiter und möchte Mitglied in der IG Metall werden. Der Ortsverband verweigert die Annahme seines Mitgliedsantrags mit dem Hinweis darauf, P sei früher Mitglied der MLPD gewesen. Rechtslage? 

Fall 5b – Spritztour (u.a. durch Normen)
Erich (E) ist stolzer Eigentümer eines Autos, das er am Abend in seiner Stammkneipe an die hübsche Lisa (L) ausleiht. Auf dem Weg nach Hause fällt ihm ein, dass er vergessen hat, Lisa die Schlüssel zu geben, weshalb er sie einem Botendienst übergibt, der die Schlüssel am nächsten Morgen um zehn Lisa zustellen soll. Das Auto steht noch auf dem Parkplatz der Kneipe.

Am nächsten Morgen um neun entdeckt Bernd (B) das Auto auf dem Parkplatz der Kneipe und meint, eine kleine Spritztour unternehmen zu müssen. Er knackt das Auto und fährt durch die Stadt, dabei unter anderem auch durch eine Pfütze, weshalb der Mantel der Monika (M) stark verschmutzt wird, wobei sich nicht klären lässt, ob Bernd fahrlässig oder gar vorsätzlich gehandelt hat. Bernd lässt das Auto auf einem unbeschrankten Bahnübergang stehen, weshalb eine Lokalbahn scharf bremsen muss, weshalb Fahrgast Friedrich (F) ausrutscht und sich die Hand verstaucht. Lisa hatte sich darauf eingestellt, das Fahrzeug benutzen zu können, und eilt, sobald sie die Schlüssel hat, zum vermeintlichen Abstellplatz, wo sie das Fahrzeug allerdings nicht vorfindet. Infolgedessen kommt sie zu spät zu einem Termin und erleidet dadurch einen Verlust i.H.v. 2000,- €.

B marschiert nach dem Abstellen des Fahrzeugs über einen Waldweg und wird plötzlich von einem Stein am Kopf getroffen, der aus einem 500 m von der Straße entfernten Steinbruch stammt. Ursache für den Treffer ist die Falschdosierung von Sprengstoff durch den leitenden Angestellten (A) des Steinbruchunternehmers, der A freilich sorgfältig ausgesucht und überwacht hatte und ansonsten tat, was er konnte, um Unglücke dieser Art zu vermeiden.
B möchte Behandlungskosten und Schmerzensgeld vom Steinbruchunternehmer, L und M verlangen Schadensersatz von B, F verlangt Schadensersatz vom Eisenbahnunternehmen. 

Gesetzestexte

§ 248b StGB – Unbefugter Gebrauch eines Fahrzeugs
(1) Wer ein Kraftfahrzeug oder ein Fahrrad gegen den Willen des Berechtigten in Gebrauch nimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist.

(4) Kraftfahrzeuge im Sinne dieser Vorschrift sind die Fahrzeuge, die durch Maschinenkraft bewegt werden, Landkraftfahrzeuge nur insoweit, als sie nicht an Bahngleise gebunden sind.

§ 7 StVG – Haftung des Halters, Schwarzfahrt
(1) Wird bei dem Betrieb eines Kraftfahrzeugs oder eines Anhängers, der dazu bestimmt ist, von einem Kraftfahrzeug mitgeführt zu werden, ein Mensch getötet, der Körper oder die Gesundheit eines Menschen verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist der Halter verpflichtet, dem Verletzten den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen.

(2) Die Ersatzpflicht ist ausgeschlossen, wenn der Unfall durch höhere Gewalt verursacht wird.

(3) 1Benutzt jemand das Fahrzeug ohne Wissen und Willen des Fahrzeughalters, so ist er anstelle des Halters zum Ersatz des Schadens verpflichtet; daneben bleibt der Halter zum Ersatz des Schadens verpflichtet, wenn die Benutzung des Fahrzeugs durch sein Verschulden ermöglicht worden ist. 

§ 1 HaftPflG

(1) Wird bei dem Betrieb einer Schienenbahn oder einer Schwebebahn ein Mensch getötet, der Körper oder die Gesundheit eines Menschen verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist der Betriebsunternehmer dem Geschädigten zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

(2) Die Ersatzpflicht ist ausgeschlossen, wenn der Unfall durch höhere Gewalt verursacht ist.

§ 3 HaftPflG

Wer ein Bergwerk, einen Steinbruch, eine Gräberei (Grube) oder eine Fabrik betreibt, haftet, wenn ein Bevollmächtigter oder ein Repräsentant oder eine zur Leitung oder Beaufsichtigung des Betriebes oder der Arbeiter angenommene Person durch ein Verschulden in Ausführung der Dienstverrichtungen den Tod oder die Körperverletzung eines Menschen herbeigeführt hat, für den dadurch entstandenen Schaden.

§ 315 StGB – Gefährliche Eingriffe in den Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr
(1) Wer die Sicherheit des Schienenbahn-, Schwebebahn-, Schiffs- oder Luftverkehrs dadurch beeinträchtigt, daß er 

2. Hindernisse bereitet,

und dadurch Leib oder Leben eines anderen Menschen oder fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft.
Lösungsansätze
Ärgerlich, ärgerlich, was sich da in Fall 4b ereignet. Da hat man extra vor Jahren ein Grundstück mit Hanglage gekauft, und da kommt jetzt so ein Idiot daher und will einem den schönen Blick ins Tal zubauen. Ob sich da zivilrechtlich etwas gegen machen lässt?






A. Anspruch E gegen S gemäß § 1004 I

E könnte gegen S einen Anspruch gemäß § 1004 I auf Unterlassung des Bebauens in einer Weise haben, die die Sicht vom Gründstück des E beeinträchtigt.

I. Immissionen i.S.d. § 1004

Das setzt voraus, dass eine Beeinträchtigung des Grundstück des E i.S.d. § 1004 durch eine Handlung des S droht.

S beabsichtigt, in einer Weise zu bauen, die die ‚schöne Aussicht’ vom Grundstück des E beein-trächtigt. Es stellt sich die Frage, ob eine solche negative Einwirkung als Störung i.S.d. § 1004 zu betrachten ist.

Das ist ein Terminus Technicus: negative Einwirkungen oder auch negative Immissionen. Hierzu gehört namentlich das ‚Zubauen’ eines Grundstückes in der Art, dass es nicht mehr so viel Luft, Licht, Funkempfang o.ä. kriegt.

Dafür könnte sprechen, dass sich im Wortlaut des 
§ 1004 keine Grundlage für die Ablehnung negativer Immissionen als tatbestandsmäßig findet. Ferner wird zweifelsfrei der Wert eines betroffenen Grundstücks durch Verbauen der ‚schönen Aussicht’ beeinträchtigt.

Dagegen spricht freilich, dass es sich beim Verbauen der Aussicht nicht um eine „Zuführung“ i.S.d. § 906 handelt. Entscheidend ist jedoch, dass im Falle einer Bejahung des Störungscharakters eines Zubauens die Befugnisse des Eigentümers des beeinträchtigten Grundstücks in zu starker Weise auf andere Grundstücke ausgedehnt würden, das Integritäts-interesse des Eigentümers im Ergebnis über Umstände definiert würde, die eindeutig jenseits der Grundstücksgrenzen liegen.

Scheint mir überzeugend, daher m.E. keine Beeinträchtigung i.S.d. § 1004, infolgedessen kein Unterlassungsanspruch aufgrund dieser Vorschrift. Selbstverständlich können Sie das anders sehen.

Ähm, ja. Kleine Ergänzung: Gefragt war nach der „Rechtslage“. Wenn nach der Rechtslage gefragt ist, dröseln Sie den Sachverhalt in Zweipersonenverhältnisse auf und juckeln die der Reihe nach durch. Bei einem Sachverhalt mit zwei Personen mag das vielleicht etwas albern sein, aber freuen Sie sich, dass man Ihnen das Leben so einfach macht.

Further goes it. Fall Nr. 4c.

(„social burnpoint“ ist selbstverständlich English for Runaways. Eine brauchbare Übersetzung von „Sozialer Brennpunkt“ wäre etwa „deprived area“. Nur zur Klarstellung..)

Joa. Die Miteigentümer des E möchten, dass er seinen Mieter strieze. Über die Feinheiten des Deutschen Mieterschutzes spreche ich jetzt nicht, da das für meinen Blutdruck nicht gut ist, vielmehr geht es mir um die Frage, ob die Miteigentümer gegen E selbst vorgehen können. Dass sie gegen M Ansprüche aus § 1004 und § 862 haben, darüber brauchen wir nicht zu reden, aber nur der Vermieter hätte ggf. die Möglichkeit zur Kündigung.
Hatten wir eigentlich schon über Miteigentum gesprochen? Glaube fast, nein. Ist aber auch eine relativ simple Geschichte. Stellen Sie sich vor, vier Leute sind Eigentümer eines Autos zu je einem Viertel. Jeder von denen kann sagen, er sei Eigentümer eines Viertels des Autos, und dieses Viertelauto darf er auch munter verkaufen und an jemand anders übereignen. 

Falls die kein’ Bock mehr haben auf Miteigentum, wird das Auto in vier gleich große Teile zersägt..

Natürlich nicht! Also ernsthaft, das haben Sie nicht wirklich geglaubt, oder? Nein, was wirklich passiert, wenn das Miteigentum aufgehoben wird, regeln §§ 752f.. Überhaupt finden sich in §§ 741ff. viel mehr Regelungen zum Miteigentum als in §§ 1008ff..

Didaktisch interessant ist das Miteigentum in Abgrenzung zum Gesamthandseigentum. Bei dem darf man nämlich über seinen Anteil am Eigentum nicht frei verfügen. Man muss sich also immer einigen, wenn man irgendwas mit dem Moped machen will. Lustig, dass das Gesamthandseigentum dann ausgerechnet im Erbrecht wichtig ist, wo bekanntermaßen in schöner Regelmäßigkeit aus Weibern Hyänen werden.

Konkreter Anwendungsfall der Dogmatik zum Miteigentum ist das Wohnungseigentum, gesetzlich geregelt im WEG, im Wohnungseigentumsgesetz. Das entstand als Reaktion auf den Wohnraummangel nach dem 2. Weltkrieg, da die BGB-Regelungen, die nur Eigentum ans Grundstücken (insgesamt) und Fahrnis kannten, dem höheren Bedarf an Wohnraum nicht mehr gerecht wurden. Wohnungseigentum besteht aus den Komponenten Sondereigentum und Miteigentum, wobei zu letzterem alles gehört, was erforderlich ist, damit das Gebäude vernünftig genutzt werden kann. Böse Zungen sagen also, als Wohnungseigentümer sei man (Allein-)Eigentümer der Luft zwischen den Wänden; jedenfalls stehen die tragenden Teile im Miteigentum aller Parteien.
 So, nun aber.






A. Anspruch der Miteigentümer gegen E gem. § 1004

Die Miteigentümer könnten gegen E einen Anspruch gemäß § 1004 I 1 auf Beeinflussung seines Mieters dahingehend haben, dass dieser veranlasst wird, die Beeinträchtigungen des Eigentums der anderen Miteigentümer zu unterlassen.

I. E als Störer i.S.d. § 1004

Das setzt voraus, dass E als Störer i.S.d. § 1004 zu betrachten ist. E stört nicht unmittelbar selbst, freilich sein Mieter M.

Es stellt sich die Frage, ob ein Vermieter Anspruchsgegner im Rahmen des § 1004 sein kann, oder ob aus dieser Vorschrift allein gegen den ‚eigentlichen’ Störer vorgegangen werden kann.

Dafür könnte sprechen, dass der Vermieter ja selbst durch seine Vermietung mittelbar eine Situation geschaffen hat, in der dem Mieter eine Störung des Miteigentums der Anderen möglich ist. Ferner verfügt der Vermieter aufgrund seiner Vertrags-beziehung zum Mieter i.d.R. über Möglichkeiten, gegen ihn vorzugehen, etwa mit der Kündigung zu drohen.

Dagegen spricht freilich, dass faktisch der Mieter stört, mithin er Adressat von Unterlassungs-ansprüchen sein müsste. Ferner hat der Vermieter aufgrund seiner schuldrechtlichen Befugnisse nicht wirklich die Macht, sofort und wirksam gegen den Mieter vorzugehen. Aber selbst wenn er dies könnte, würde ihn das noch nicht zum Störer machen.
Wie Sie sich entscheiden ist wieder einmal Ihre Sache. Dass der Vermieter gegen den Mieter zivilrechtlich vorgehen könnte.. Naja. Wenn Sie mal eine Räumungsklage durchgezogen haben, wissen Sie, was ich meine. Aber ich wollte darüber ja nicht sprechen.

Nochwas: Ein Kommilitone verwies am Dienstag auf § 14 WEG, der die Pflichten des Wohnungseigentümers und seine Verantwortlichkeit für das Verhalten Dritter regelt, und meinte, die Norm sei Argument für die Störereigenschaft des E. 
Einverstanden. Ich war etwas verwirrt, weil in der Literatur immer nur die Störereigenschaft des Vermieters im Zusammenhang mit § 1004 diskutiert wird und § 14 WEG auch wie eine Anspruchsgrundlage auf Störungsunterlassung aussieht. Aber nach einem Blick in den Palandt wird mir klar, was Sache ist: Im Rahmen des § 14 WEG besteht ein Vornahmeanspruch auf Instandhaltung; im Falle der nicht sachgerechten Nutzung kommt hingegen „nur“ ein Unterlassungsanspruch nach § 1004 in Betracht, wenn dadurch das Miteigentum anderer beeinträchtigt wird. Ferner müsste es m.E. eigentlich auch einen Unterlassungsanspruch gemäß § 14 WEG i.V.m. §§ 280, 278, 249 BGB geben. Allerdings ist auch das umstritten, interessiert uns hier aber generell nicht.
Langsam reicht’s mir mit dem Eigentumsschutz. Aber einen machen wir noch. Fall Nr. 4d.






A. Anspruch N gegen E gemäß § 1004

N könnte gegen E einen Anspruch gemäß § 1004 auf Beseitigung des Überbaus haben.

I. Störung durch E

E baut unauthorisiert auf dem Grundstück des N, stört mithin dessen Eigentum.

Vorsatz brauchen wir hier nicht! Geht ja nicht um Schuld, sondern nur um die faktische Beeinträchtigung.






II. Duldungspflicht gemäß § 912?

N könnte gemäß § 912 I zur Duldung dieser Bebauung verpflichtet sein.

1. Überbau

E baut als Eigentümer auf seinem Grundstück ein Gebäude, wobei er über die Grenze zum Grundstück des N baut.

2. Vorsatz / grobe Fahrlässigkeit
E weiß, was er tut, handelt mithin vorsätzlich. 

N ist mithin nicht gemäß § 912 I zur Duldung des Überbaus verpflichtet.

Nachdem wir im Rahmen des Gutachtens geklärt haben, dass ein Überbau vorliegt, benutze ich die Vokabel auch gern.






III. Rechtsfolge

Soweit hat N gegen E einen Anspruch gemäß § 1004 auf Beseitigung des Überbaus.

E wendet zutreffend ein, die Beseitigung des Überbaus sei extrem teuer. Es stellt sich die Frage, ob sich der Anspruch des N auf Beseitigung in entsprechender Anwendung des § 251 II 1 auf eine Entschädigung in Geld reduziert.

Dagegen könnte sprechen, dass hierdurch eine rechtswidrige Eigentumsbeeinträchtigung im Ergebnis sanktioniert würde. Darüber hinaus würde der Zweck des § 1004, den Störer in seine Rechtssphäre zurückzuführen, vereitelt.

Dafür spricht, dass sich § 251 II 1 als Ausfluss des Gebots von Treu und Glauben betrachten ließe, das als Fundamentalprinzip im gesamten Zivilrecht gilt.

Für den Fall, dass Sie die Anwendbarkeit des § 251 II 1 bejahen, müssen Sie als nächstes prüfen, ob die Herstellung des rechtmäßigen Zustandes nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen möglich ist, was vorliegend zu bejahen ist.

Beachte: Im Fall 4a wäre (nur) der Nachbar assich gewesen, wenn er darauf bestanden hätte, dass die Beeinträchtigung seines Grundstücks durch die Sprengungen unterbleibt. Das hat zur Folge, dass das Verbot, assich zu sein, eine Duldungspflicht etabliert.

Diese Woche ist erstmal der E assich: Er baut einfach so auf fremder Leute Grundstück. Das geht nicht, deshalb kann sein Tun auch nicht durch Treu und Glauben irgendwie legalisiert werden. An dem Anspruch dem Grunde nach ist nichts auszusetzen.

Nur die Rechtsfolge ist blöd. Jetzt wäre der N wieder assich, wenn er darauf bestünde, dass für teuer Geld das Gebäude umgebaut würde. Daher muss zur Vermeidung des Assichen die Rechtsfolge modifiziert werden.

Also, wenn man sich der entsprechenden Meinung anschließt, natürlich.

Und wieder ein Thema abgehakt. Es geht weiter mit dem Deliktsrecht, und dem Fall 5a.

Deliktsrecht? P möchte doch in eine Gewerkschaft ’rein. Ist das nicht Gesellschaftsrecht? Es wäre Gesellschaftsrecht, wenn der P schon drin wäre. Ist er aber noch nicht, weshalb wir erstmal quasi im allgemeinen Zivilrecht sind.

Tja, ein Anspruch auf Aufnahme in eine Gewerkschaft.. Man denkt möglicherweise an 
§ 18 II AGG, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, der einen entsprechenden Anspruch gewährt, wenn die Organisation gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 I AGG verstoßen hat. § 7 AGG verbietet die Benachteiligung wegen eines in § 1 AGG genannten Grundes. Die politische Einstellung gehört nicht zu den dort aufgeführten Gründen; wenn ich mich recht erinnere, hatte man das bewusst herausgelassen, um Neonazis diskriminieren zu dürfen. Jedenfalls ist mit „Weltanschauung“ etwas Religionsähnliches gemeint.
Abgesehen vom AGG gibt’s noch eine klassische Anspruchsgrundlage. Man kommt m.E. nicht drauf, wenn man es nicht weiß: § 826 gewährt in Verbindung mit § 249 I 1 unter bestimmten Bedingungen einen Anspruch auf Mitgliedschaft in einem Verein.

Gedanke dahinter: In bestimmten Konstellationen ist es eine sittenwidrige Schädigung, jemanden nicht in einen Verein hereinzulassen. § 249 ordnet an (Naturalrestitution), dass grundsätzlich der Geschädigte so zu stellen ist, wie er stünde, wenn das schädigende Ereignis nicht stattgefunden hätte. Wenn das schädigende Ereignis die unterbliebene Aufnahme ist, na, was muss der schädigende Verein dann tun, um einen Zustand herzustellen... ?






A. Anspruch P gegen IG Metall aus §§ 826, 249 1

P könnte gegen den Ortsverband der IG Metall einen Anspruch gemäß §§ 826, 249 1 auf Aufnahme haben.

Das setzt voraus, dass die Verweigerung der Aufnahme als vorsätzliche sittenwidrige Schädigung zu betrachten ist.

I. Voraussetzungen

Bei Vereinen wird die Verweigerung der Aufnahme als vorsätzliche sittenwidrige Schädigung angesehen, sofern der Verein eine überragende Machtstellung im wirtschaftlichen oder sozialen Bereich hat, die ein wesentliches Interesse an der Mitgliedschaft begründet. Sofern der Aspirant die satzungsmäßigen Voraussetzungen zur Aufnahme nicht erfüllt, ist im Wege einer Interessenabwägung zu klären, wer sich ggf. wie anzupassen hat.

Diese Formulierungen finden Sie teilweise im § 18 I AGG wieder – wenn hier mal nicht der Gesetzgeber von der Rechtsprechung abgekupfert hat…
P möchte Mitglied der IG Metall werden. Die IG Metall als wichtigste Gewerkschaft der Metall-arbeiter verfügt im Rahmen des Tarifsystems zusammen mit den Arbeitgeberverbänden sowie in der Öffentlichkeit über praktisch monopolisierten Einfluss auf die Arbeitsbedingungen der in der Metallbranche Beschäftigten, weist mithin eine überragende Machtstellung im wirtschaftlichen Bereich auf, die ein Interesse des P begründet, an der Willensbildung der Organisation teilzunehmen und damit mittelbar seine Arbeitsbedingungen zu beeinflussen. Angesichts des Umstandes, dass P nicht mehr Mitglied des MLPD ist, ist an der Angemessenheit seines Begehrs nicht zu zweifeln.

II. Rechtsfolge

Somit etablieren §§ 826, 249 I zugunsten des P einen Kontrahierungszwang, der den Ortsverband der IG Metall dazu zwingt, ihn aufzunehmen, P hat einen entsprechenden Anspruch.

Sie fragen sich vielleicht: Was ist die MLPD? Das ist die Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands.

Kontrahierungszwänge gibt’s auch in anderen Situationen. So muss Sie z.B. ein Taxifahrer befördern, wenn Sie nicht das Auto zu verschmutzen drohen. Falls Sie im ö-Recht schon soweit sind: Liegen die Vorraussetzungen des § 8 II GO NW vor, wird sich häufig auch ein Kontrahierungszwang aus § 826 ergeben. Aber das will in einer ö-rechtlichen Klausur niemand von Ihnen wissen (.

Weiter geht’s. Fall 5b.

Selbstverständlich ist dieser Fall konstruiert. Es geht mir darum, Ihnen zu zeigen, dass es außerhalb des BGB noch eine ganze Menge Vorschriften gibt, die Anspruchsgrundlagen sind bzw... aber Moment, zu viel wollen wir noch nicht verraten.






A. Anspruch L gegen B gemäß § 823 I

L könnte gegen B einen Anspruch gemäß § 823 I auf Schadensersatz haben.

Das setzt voraus, dass B eines der in § 823 I genannten Rechte oder Rechtsgüter der L verletzt hat. B nutzt ein von L geliehenes Fahrzeug unbefugterweise. Damit könnte er berechtigten Besitz der L als sonstiges Recht i.S.d. § 823 I verletzt haben.

Das setzt freilich voraus, dass L Besitz am Fahrzeug hatte. Besitz ist die tatsächliche Sachherrschaft mit Besitzwillen unter Berücksichtigung der Verkehrs-anschauung.

L leiht sich das Fahrzeug des E, hat freilich noch nicht die Autoschlüssel. In einer regulären Situation der vorübergehenden Fahrzeugleihe ist der Besitz an den Autoschlüsseln unabdingbare Voraussetzung für Bejahung tatsächlicher Sachherrschaft. Infolgedessen hat L keine, mithin auch keinen Besitz am Fahrzeug.

B hat keines der in § 823 I genannten Rechte oder Rechtsgüter der L verletzt, L hat gegen B keinen Anspruch gemäß § 823 I auf Schadensersatz.

Wenn Sie das anders sehen wäre das insofern egal, als dass wir im Ergebnis einen Schadensersatzanspruch bejahen. Bei Ihrer Lösung gäbe es dann halt zwei Anspruchsgrundlagen.

B. Anspruch L gegen B gemäß §§ 823 II BGB, 
248b StGB 

L könnte jedoch gegen B einen Anspruch auf Schadensersatz gemäß § 823 II BGB i.V.m. 
§ 248b StGB haben.

I. Tatbestand der Schutznorm

Zunächst müsste B gegen § 248b StGB verstoßen haben.

B fährt den durch Maschinenkraft bewegten PKW des E, nimmt mithin dieses Kraftfahrzeug in Gebrauch.

L hat das Fahrzeug geliehen, ist mithin obligatorisch zur Nutzung des Fahrzeugs berechtigt, ist damit Berechtigte i.S.d. § 248b StGB.

B nimmt das Fahrzeug ohne den Willen der L in Gebrauch.

B handelt rechtswidrig und vorsätzlich, mithin schuldhaft.

Infolgedessen hat B gegen § 248b StGB verstoßen.

II. Schutzgesetz

Ferner müsste § 248b StGB Schutzgesetz sein. Schutzgesetz ist ein Gesetz, das den Schutz (auch) des Anspruchstellers bezweckt. Das ist der Fall, wenn der Anspruchsteller in Rechten oder Rechtsgütern verletzt ist, die im sachlichen Schutzbereich des Gesetzes liegen, und er selbst zum geschützten Personenkreis gehört. Hierbei ist maßgeblich darauf abzustellen, ob das entsprechende Verletzungsobjekt im Tatbestand der potenziellen Schutznorm aus-drücklich genannt ist.

1. Sachlicher Schutzbereich

L wird verletzt in ihrem Recht zum Gebrauch des PKW. § 248b StGB nennt im Wortlaut die Berechtigung zum Gebrauch als Schutzgut. Mit Blick auf die Gesetzessystematik ist zu betonen, dass 
§ 248b im Neunzehnten Abschnitt des StGB steht, wo Eigentumsdelikte fixiert sind, was die Auslegung, derzufolge § 248b StGB das Gebrauchsrecht an PKW schützt, bestätigt. 

2. Persönlicher Schutzbereich

L als Berechtigte zur Nutzung des Fahrzeugs liegt auch im persönlichen Schutzbereich des § 248b StGB.

Somit ist § 248b StGB Schutzgesetz.

Joa. Damit gibt’s also Schadensersatz für L. Die Voraussetzungen des § 826 dürften deshalb nicht gegeben sein, weil in Bezug auf den konkreten Schaden der B keinen Vorsatz hat. Macht aber nix, wie gesagt, wir haben schon § 823 II.

Wie sieht es mit M aus?

D. Anspruch M gegen B gemäß § 823 I

Es lässt sich nicht klären, ob B fahrlässig oder sogar vorsätzlich den Mantel der M verschmutzt hat, mithin hat sie gegen ihn keinen Anspruch gemäß 
§ 823 I auf Schadensersatz.

Klarstellung: Der Anspruchsteller muss nachweisen, dass der Anspruchsgegner mindestens fahrlässig gehandelt hat. Das kann M hier nicht. 
E. Anspruch M gegen B gemäß § 823 II BGB i.V.m. 
§ 248b StGB auf Schadensersatz

§ 248b StGB ist nur Schutzgesetz i.S.d. § 823 II für den zur Nutzung des Fahrzeugs Berechtigten, mithin ist M als Dritte nicht vom Schutzbereich der Norm erfasst, hat also keinen Anspruch gegen B gemäß 
§ 823 II BGB i.V.m. § 248b StGB auf Schadensersatz.

So, schauen wir mal auf unseren Normenzettel..






F. Anspruch M gegen B gemäß § 7 StVG

M könnte gegen B einen Anspruch gemäß 
§ 7 I, III 1 StVG auf Schadensersatz haben.

Eigene Anspruchsgrundlage!

I. Beschädigung beim Betrieb

Aufgrund der Fahrt des PKW des E wird ein Mantel, eine Sache, der M beschädigt, mithin beim Betrieb des PKW.

II. Höhere Gewalt

Anhaltspunkte für das Vorliegen höherer Gewalt liegen nicht vor.

Das wäre der Fall, wenn etwas völlig Unvorhersehbares passiert. Sozusagen eine Intervention höherer Mächte.





III. Schwarzfahrt

Von der Haltereigenschaft des E ist auszugehen, B benutzt das Fahrzeug des E ohne dessen Wissen bzw. Willen. Anhaltspunkte für ein schuldhaftes Ermöglichen der Fahrzeugnutzung durch E bestehen nicht.

Somit hat M gegen B einen Anspruch auf Schadens-ersatz gemäß § 7 I, III 1 StVG.

Verschuldensunabhängige Haftung? Hammer, was?

Naja, ein Auto ist eine potenziell hochgefährliche Sache, und wer meint, mit so einer hochgefährlichen Sache durch die Gegend juckeln zu müssen, oktroyiert damit seinen Mitmenschen zusätzliche Risiken, die sog. Betriebsgefahr. Dann soll der Halter gefälligst auch verschärft haften. Diese Gefährdungshaftung gibt es, wie wir sehen werden, nicht nur für Autos.

F verlangt vom Eisenbahnunternehmen Schadensersatz wegen seiner verstauchten Hand. Aus Delikt geht gar nichts, da allenfalls der Lokführer selbst eine Rechtsgutverletzung bei F begeht. Haben wir es mit der Verletzung einer Pflicht aus dem Beförderungsvertrag zu tun? Ich würde das ablehnen mit dem Argument, dass das Bremsen das Risiko gefährlicher Verletzungen für F reduziert hat. Also kein Anspruch aus Vertrag/Delikt.
H. Anspruch F gegen das Eisenbahnunternehmen gemäß § 1 HaftPflG

Aufgrund einer scharfen Bremsung während der Fahrt, also beim Betrieb der Schienenbahn des Eisenbahnunternehmens, wird F verletzt. Die Verletzung entsteht aufgrund einer Notbremsung wegen eines vorsätzlich installierten Hindernisses auf den Schienen an einem Bahnübergang, mithin nicht aufgrund höherer Gewalt i.S.d. § 1 II HaftPflG.

Dass da der B dahintersteht ist egal – die Bahn fährt schnell, hat infolgedessen kinetische Energie, und ein Teil dieser landet auf dem Handgelenk des F. Ende im Gelände.

Somit hat F gegen das Eisenbahnunternehmen einen Anspruch auf Schadensersatz gemäß § 1 HaftPflG.

Ein Kommilitone hatte vor einem Jahr (SS 2008) die Frage gestellt, ob und wie das Bahnunternehmen die Kosten, die ihm aufgrund des Schadensersatzanspruches des F entstehen, von Bernd wiederholen kann. Bin mir da ehrlich gesagt nicht sicher, und befriedigende Rechtsprechung habe ich zu der Frage auch nicht gefunden(, wobei ich nicht ausschließen will, dass ich nicht gründlich genug gesucht habe).

Ich denke aber, dass das Bahnunternehmen einen Schadensersatzanspruch gegen Bernd hat, weil dieser einen Eingriff in den eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb des Unternehmens i.S.d. § 823 I unternommen hat. 

Nicht funktioniert jedenfalls §§ 823 II i.V.m. § 315 StGB, weil § 315 StGB nicht das Vermögen der Bahnunternehmen schützt, sondern nur die Sicherheit des Schienenverkehrs mit Blick auf die Vermeidung von Personen- bzw. konkreten Sachschäden. 
§ 248b StGB ist auch kein Schutzgesetz für Dritte. 

§ 7 StVG gewährt nur dem Verletzten einen Anspruch, weshalb diese Norm ebenfalls als AGL für das Bahnunternehmen ausscheitet. 

Wie angedeutet: Für die Geschichte mit dem Gewerbedings lege ich mein Händchen (und auch jedes beliebige andere Körperteil) nicht ins Feuer. Prüfer dürften aber schon dann glücklich sein, wenn Sie das HaftPflG überhaupt kennen.

So, B möchte Behandlungskosten und Schmerzensgeld vom Steinbruchunternehmer. Eine vertragliche Beziehung haben wir nicht, § 823 I scheidet mangels Handlung bzw. Organisationsverschulden aus, im Rahmen des § 831 kann sich der Unternehmer exkulpieren.

Bleibt als separate Anspruchsgrundlage § 3 HaftPflG, die sog. Repräsentantenhaftung. Auch wieder so eine Betriebsgefahrgeschichte.

Sind diese abartigen Randnormen eigentlich eine Marotte meinerseits? Braucht man das wirklich? Mein hochgeschätzter Kollege Hake erzählte mir vor einiger Zeit, dass eine Examensklausur gelaufen sei, bei der ein paar lustige Gesellen irgendwas aus dem Fenster eines Zuges warfen – wer hier den § 1 HaftPflG nicht kannte, hatte schlechte Karten.

Im Übrigen ist das allgemeine Jura-Methodik: Egal, um was für einen Sachverhalt es sich handelt – immer daran denken, dass es ein Spezialgesetz geben könnte.

